
Koalitionsvertrag CDU - SPD -  zu Europa / EU

Der Koalitionsvertrag trägt den vollständigen Titel „Ein neuer Aufbruch für Europa, Eine 
neue Dynamik für Deutschland, Ein neuer Zusammenhalt für unser Land – 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD“.
Die Präambel beginnt so:
„Wir erleben neue politische Zeiten mit vielfältigen Herausforderungen für Deutschland 
– sowohl international als auch national. Deutschland ist weltweit ein anerkannter 
Partner, aber nur mit einem neuen Aufbruch für Europa wird Deutschland langfristig 
Frieden, Sicherheit und Wohlstand garantieren können. Die Europäische Union muss 
ihre Werte und ihr Wohlstandsversprechen bewahren und erneuern. Nur eine starke 
Europäische Union ist der Garant für eine Zukunft in Frieden, Sicherheit und 
Wohlstand.“

I. Ein neuer Aufbruch für Europa 

 Die Europäische Union ist ein historisch einzigartiges Friedens- und Erfolgsprojekt 
und muss es auch künftig bleiben. Sie verbindet wirtschaftliche Integration und 
Wohlstand mit Freiheit, Demokratie und sozialer Gerechtigkeit. Kern dieser europäi- 
schen Vision ist, dass die EU ihre gemeinsame politische und wirtschaftliche Kraft 
nutzt, um Frieden nach außen und Sicherheit und Wohlstand nach innen zu schaf- 
fen. 

Deutschland hat Europa unendlich viel zu verdanken. Auch deshalb sind wir seinem 
Erfolg verpflichtet. Für Deutschland ist ein starkes und geeintes Europa der beste 
Garant für eine gute Zukunft in Frieden, Freiheit und Wohlstand.  

So einzigartig die Erfolgsgeschichte der europäischen Einigung ist – selbstverständ- 
lich ist ihr Fortgang keineswegs. Die Herausforderungen, vor denen die Europäische 
Union steht, sind enorm. Das Vereinigte Königreich hat sich zum Austritt aus der EU 
entschlossen. Die Herausforderungen durch Flucht und Migration stellen die europäi- 
sche Partnerschaft und Solidarität auf eine harte Probe. Wachstum und Beschäfti- 
gung kommen zwar in Europa wieder besser in Schwung, die Folgen der Wirt- 
schaftskrise sind aber noch nicht vollständig überwunden. Die Jugendarbeitslosigkeit 
ist in Teilen Europas noch immer besorgniserregend hoch. Die freiheitlichen und de- 
mokratischen Grundprinzipien, die in den europäischen Verträgen verankert sind, 
wollen wir gegen jeden Angriff durch politische Parteien und Bewegungen verteidi- 
gen.  
 
Hinzu kommt: Die globalen Kräfteverhältnisse haben sich in den letzten Jahren 
grundlegend verändert, politisch, wirtschaftlich und militärisch. Neue Schwerpunkt- 
setzungen der USA, das Erstarken Chinas und die Politik Russlands machen deut- 
lich: Europa muss sein Schicksal mehr als bisher in die eigenen Hände nehmen. Nur 
gemeinsam hat die EU eine Chance, sich in dieser Welt zu behaupten und ihre ge- 
meinsamen Interessen durchzusetzen. Nur gemeinsam können wir unsere Werte 
und unser solidarisches Gesellschaftsmodell, das sich mit der Sozialen Marktwirt- 
schaft verbindet, verteidigen. Ein starkes, demokratisches, wettbewerbsfähiges und  
soziales Europa der Menschen muss unsere Antwort auf die Herausforderungen un-  
serer Zeit sein.  



Deshalb braucht die EU eine Erneuerung und einen neuen Aufbruch: 

Wir wollen ein Europa der Demokratie und Solidarität 
 Wir wollen den Zusammenhalt Europas auf Basis seiner demokratischen und 
rechtsstaatlichen Werte auf allen Ebenen vertiefen und das Prinzip der wechsel- 
seitigen Solidarität stärken.  
• Wir wollen, dass sich Deutschland aktiv in die Debatte über die Zukunft der EU 
und eine Stärkung der europäischen Integration einbringt und wollen die Bürgerin- 
nen und Bürger in bundesweiten öffentlichen Dialogen an der Reformdebatte in 
Europa beteiligen. Wir wollen dadurch Europa bürgernäher und transparenter ma- 
chen und neues Vertrauen gewinnen. 
• Wir wollen ein Europa der Demokratie mit einem gestärkten Europäischen Parla- 
ment und einem lebendigen Parlamentarismus auf nationaler, regionaler und 
kommunaler Ebene.  
• Die demokratischen und rechtsstaatlichen Werte und Prinzipien, auf denen die 
europäische Einigung ruht, müssen noch konsequenter als bisher innerhalb der 
EU durchgesetzt werden.  
 
Wir wollen ein Europa der Wettbewerbsfähigkeit und der Investitionen 
• Investitionen in Europa sind Investitionen in eine gute Zukunft unseres Landes. 
Wachstum und Wohlstand in Deutschland sind auf das Engste mit Wachstum und 
Wohlstand in Europa verknüpft. 
• Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit der EU und ihre Wachstumskräfte im Kontext 
der Globalisierung stärken, um zukunftsgerechte Arbeitsplätze in der EU zu si- 
chern und neue zu schaffen: Das ist die Basis unseres künftigen Wohlstands.  
• Die Soziale Marktwirtschaft, die auf Unternehmensverantwortung, Sozialpartner- 
schaft, Mitbestimmung und einer fairen Verteilung des erwirtschafteten Wohl- 
stands beruht, braucht eine Renaissance, gerade in Zeiten der Digitalisierung.  
• Wir stärken in der EU die strategische Forschungspolitik, die Innovationsfähigkeit 
und vollenden den digitalen Binnenmarkt.  
Wir wollen die Investitionskräfte in Europa auch dadurch stärken, dass wir Initiati- 
ven wie das Europäische Investitionsprogramm EFSI fortführen und ausbauen.   
• Wir brauchen weiterhin eine starke EU-Kohäsionspolitik in allen Regionen, insbe- 
sondere auch in den bisherigen Übergangs- und den stärker entwickelten Regio- 
nen. Wir wollen die wichtigen Strukturfonds der EU erhalten. Das muss auch nach 
dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU gelten. 

Wir wollen ein Europa der Chancen und der Gerechtigkeit 

• Europa muss ein Kontinent der Chancen sein, besonders für junge Menschen. Sie 
sind Europas Zukunft. Wir wollen, dass junge Menschen ihre Hoffnungen auf Eu- 
ropa setzen können. Wir wollen, dass sie gute Jobs finden, sich frei und mobil in  
Europa bewegen können, dass sie im Austausch mit anderen Freundschaften 
schließen und europäisches Zusammenleben praktisch erfahren können. Deshalb 
wollen wir die Austauschprogramme wie Erasmus+ ausbauen und die Jugendar- 
beitslosigkeit mit mehr Mitteln der EU bekämpfen.  
• Soziale Grundrechte, insbesondere das Prinzip des gleichen Lohns für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort in der EU, wollen wir in einem Sozialpakt stärken. Wir wol- 
len faire Rahmenbedingungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und eine  
bessere Koordinierung der Arbeitsmarktpolitik. Die Revision der Entsenderichtlinie 



gilt es zügig und möglichst mit weiteren Verbesserungen zum Abschluss zu brin- 
gen. 
• Wir wollen einen Rahmen für Mindestlohnregelungen sowie für nationale Grundsi- 
cherungssysteme in den EU-Staaten entwickeln. Wer konsequent gegen Lohn- 
dumping und soziale Ungleichheiten in wirtschaftlich schwächeren Ländern in Eu- 
ropa kämpft, sichert auch den Sozialstaat und die Soziale Marktwirtschaft in 
Deutschland. 
• Wir wollen faire Mobilität fördern, jedoch missbräuchliche Zuwanderung in die Sys- 
teme der sozialen Sicherheit unterbinden.  
• Wir wollen mehr Vergleichbarkeit von Bildungsstandards in der EU.  
• Wir bekämpfen Steuerdumping, -betrug, -vermeidung und Geldwäsche  
gleichermaßen international und in der EU.  
• Wir unterstützen eine gerechte Besteuerung großer Konzerne, gerade auch der 
Internetkonzerne wie Google, Apple, Facebook und Amazon.  
• Unternehmen dürfen sich künftig nicht mehr ihrer gesellschaftlichen Verantwor- 
tung entziehen können, indem sie die Staaten der EU gegeneinander ausspielen. 
Steuerdumping muss unterbunden werden.  
• Wir unterstützen eine gemeinsame, konsolidierte Bemessungsgrundlage und Min- 
destsätze bei den Unternehmenssteuern. Wir wollen mit Frankreich zusammen 
hierfür eine Initiative ergreifen, auch um eine europäische Antwort auf internatio- 
nale Veränderungen und Herausforderungen in diesem Bereich, nicht zuletzt in
den USA, zu geben. 
• Die Einführung einer substantiellen Finanztransaktionssteuer wollen wir zum Ab- 
schluss bringen.
 
Wir wollen ein Europa des Friedens und der globalen Verantwortung  
• Globale Herausforderungen brauchen europäische Antworten. Wir sind uns einig 
in der klaren Absage an Protektionismus, Isolationismus und Nationalismus. Wir 
brauchen international mehr und nicht weniger Kooperation. 
• Lokale Herausforderungen können nur lokal wirklich gelöst werden. Deshalb brau- 
chen wir gelebte Subsidiarität, auch um die Handlungsspielräume von Kommunen 
und Ländern zu stärken. 
• Die gemeinsame europäische Außen- und Sicherheitspolitik muss im Sinne einer 
Friedensmacht Europa gestärkt werden. Sie muss dem Prinzip eines Vo202 
Friedensmacht Europa gestärkt werden. Sie muss dem Prinzip eines Vorrangs 
des Politischen vor dem Militärischen folgen und auf Friedenssicherung, Entspan- 
nung und zivile Krisenprävention ausgerichtet sein. Wir wollen die Zusammenar- 
beit bei der Sicherheits- und Verteidigungspolitik (PESCO) stärken und mit Leben 
füllen.  
• Die EU-Erweiterungspolitik bleibt wichtig, um Frieden, Stabilität und Zusammenar- 
beit zu fördern. Zugleich muss die EU durch innere Reformen ihre Handlungsfä- 
higkeit sicherstellen. Alle Länder des westlichen Balkans haben eine Beitrittsper- 
spektive. Wir unterstützen ihre Annäherung an die EU und schenken der Entwick- 
lung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit besondere Aufmerksamkeit. Voraus- 
setzung für Fortschritte bei der Annäherung ist, dass die Staaten der Region die 
dafür vorgesehenen Kriterien vollständig erfüllen.  
• In der Flüchtlings- und Migrationspolitik muss die EU ihrer humanitären Vwor- 
tung gerecht werden und zugleich Migration besser ordnen und steuern. Wir wol- 
len Fluchtursachen umfassend bekämpfen, die Außengrenzen der EU gemeinsam 
wirksamer schützen sowie eine solidarische Verantwortungsteilung in der EU 



schaffen. 
• Wir wollen mit einer kohärenten Afrika-Strategie die Zusammenarbeit mit Afrika 
auf allen Ebenen ausbauen. Wir unterstützen einen Marshall-Plan für Afrika, um 
die Afrikanische Union bei der Umsetzung der Agenda 2063 zu unterstützen.  
• Wir wollen eine offene und faire Handelspolitik, die allen zu Gute kommt und auf 
Wachstum, Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit zielt. 
• Die EU muss beim Klimaschutz international eine Vorreiterrolle einnehmen und für 
eine ambitionierte Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens eintreten. 
•Die EU braucht auch eine gemeinsame Außen- und Menschenrechtspolitik.
 
Um diese Ziele zu erreichen, wollen wir die EU in ihrer Handlungsfähigkeit stärken, 
insbesondere auch das Europäische Parlament. Wir wollen die EU finanziell stärken, 
damit sie ihre Aufgaben besser wahrnehmen kann. Dafür werden wir bei der Erstel- 
lung des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens Sorge tragen. Dabei befürworten wir 
auch spezifische Haushaltsmittel für wirtschaftliche Stabilisierung und soziale Kon- 
vergenz und für die Unterstützung von Strukturreformen in der Eurozone, die Aus- 
gangspunkt für einen künftigen Investivhaushalt für die Eurozone sein können. Wir 
sind zu höheren Beiträgen Deutschlands zum EU-Haushalt bereit. Wir wollen einen 
Haushalt, der klar auf die Aufgaben der Zukunft mit europäischem Mehrwert ausge- 
richtet ist.  

Wir wollen in diesem Sinne und insbesondere auch in enger Partnerschaft mit Frank- 
reich die Eurozone nachhaltig stärken und reformieren, so dass der Euro globalen 
Krisen besser standhalten kann. Dabei bleibt der Stabilitäts- und Wachstumspakt  
auch in Zukunft unser Kompass. Stabilität und Wachstum bedingen einander und 
bilden eine Einheit. Zugleich muss auch künftig das Prinzip gelten, dass Risiko und 
Haftungsverantwortung verbunden sind. Wir wollen fiskalische Kontrolle, wirtschaftli-  
che Koordinierung in der EU und der Eurozone sowie den Kampf gegen Steuerbe- 
trug und aggressive Steuervermeidung vorantreiben. Die dazu aus den Mitgliedstaa-  
ten und von der EU-Kommission vorgelegten Vorschläge werden wir prüfen. Den 
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) wollen wir zu einem parlamentarisch 
kontrollierten Europäischen Währungsfonds weiterentwickeln, der im Unionsrecht 
verankert sein sollte. Die Rechte der nationalen Parlamente bleiben davon unberührt. 

Insgesamt lassen wir uns davon leiten, dass die EU für Solidarität zwischen den Mit- 
gliedstaaten ebenso wie für ihre Bürgerinnen und Bürger stehen muss. Das Prinzip 
der wechselseitigen Solidarität muss auch für den EU-Haushalt gelten.  
 
Die Erneuerung der EU wird nur gelingen, wenn Deutschland und Frankreich mit 
ganzer Kraft gemeinsam dafür arbeiten. Deshalb wollen wir die deutsch-französische 
Zusammenarbeit weiter stärken und erneuern. Ein neuer Élysée-Vertrag ist hierzu 
ein erster und wichtiger Schritt, der insbesondere auch die europapolitische Zusam- 
menarbeit weiter stärken sollte. Deutschland und Frankreich müssen insbesondere 
auch Innovationsmotor sein und werden dies in Vorhaben wie der Erforschung 
Künstlicher Intelligenz unter Beweis stellen. Wir wollen gemeinsame Positionen mög-  
lichst zu allen wichtigen Fragen der europäischen und internationalen Politik entwi- 
ckeln und in Bereichen, in denen die EU mit 27 Mitgliedstaaten nicht handlungsfähig 
ist, vorangehen.  
 
Von besonderer Bedeutung ist für uns ebenfalls die deutsch-polnische Partnerschaft. 



Ihr Fundament bilden die Versöhnung zwischen Deutschen und Polen und die ge- 
meinsame Verantwortung für Europa. Dabei werden wir nicht vergessen, dass Polen 
und Ungarn den Grundstein für Europas und Deutschlands Wiedervereinigung in 
Freiheit gelegt haben. Auf dieser Basis wollen wir die Zusammenarbeit mit unserem 
Nachbarland Polen ausbauen. Dem zwischengesellschaftlichen Dialog kommt gera- 
de jetzt eine herausragende Bedeutung zu. Deshalb werden wir Akteure, wie z. B. 
das Deutsch-Polnische Jugendwerk, die Deutsch-Polnische Gesellschaft Bundesver- 
band, das Deutsche Polen-Institut sowie die Jugendbegegnungsstätten in Kreisau 
und Auschwitz auch weiterhin in ihrer Arbeit stärken. Wir werden die Zusammenar- 
beit mit Frankreich und Polen im Weimarer Dreieck intensivieren. 
 
Wir bedauern den Austritt des Vereinigten Königreiches aus der Europäischen Uni- 
on. Auch nach seinem Ausscheiden wünschen wir uns eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem Vereinigten Königreich 
und der EU-27.  
 
Wir treten gemeinsam dafür ein, dass Deutschland seiner europäischen Verantwor- 
tung in einem Geist partnerschaftlicher Zusammenarbeit und gegenseitiger Solidari- 
tät gerecht wird.  


